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Ablösung eines Zinsswaps
FÜR EINKOMMENSTEUERPFLICHTIGE

Die Klägerin hatte zur Errichtung eines Windparks im Jahr 2008 ein Darlehen aufgenommen. Die
Fälligkeit der letzten Rate war für den 31.03.2023 vereinbart, der Zinssatz war bis zum 31.03.2018
festgeschrieben. Im Jahr 2014 schloss die Klägerin mit der Darlehensgeberin für die Restlaufzeit
des Darlehens nach Ablauf der Zinsbindung einen Zinsswap. Dieser war so ausgestaltet, dass
der Zahler der Festbeträge (die Klägerin) an jedem Zahlungstermin für Festbeträge den
entsprechenden Festbetrag an den Zahler der variablen Beträge zahlt und der Zahler der
variablen Beträge (die Darlehensgeberin) an jedem Zahlungstermin für variable Beträge den
entsprechenden variablen Betrag an den Zahler der Festbeträge zu zahlen hatte. Sollte der
variable Satz negativ sein, hatte nach der Vereinbarung der Zahler der Festbeträge an dem
betreffenden Fälligkeitstag für die variablen Beträge zusätzlich den als absoluten Betrag
ausgedrückten variablen Betrag an den Zahler der variablen Beträge zu zahlen. Später
vereinbarte die Klägerin mit der Darlehensgeberin eine feste Verzinsung für die Restlaufzeit des
Darlehens und löste den Zinsswap-Vertrag gegen Zahlung eines Ablösebetrags ab. Diesen
Ablösungsbetrag machte sie als Betriebsausgabe geltend, was das beklagte Finanzamt unter
Verweis auf die Vorschrift des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG ablehnte.

Das Niedersächsische Finanzgericht entschied, dass es sich zwar bei dem Zinsswap um ein
Termingeschäft im Sinne des § 15 Abs. 4 Satz 3 EStG handele, vorliegend aber zugunsten der
Klägerin die Rückausnahme (§ 15 Abs. 4 Satz 4 EStG) greife. Denn die Klägerin habe damit ein
Geschäft zur Absicherung des gewöhnlichen Geschäftsbetriebs getätigt. Mit der bewirkten
Zinsbindung für die Restlaufzeit des Darlehens sei der Abschluss der Zinsswaps geeignet
gewesen, die Risiken aus dem ursprünglichen Grundgeschäft, dem Darlehensvertrag,
abzusichern. Anders als in bisher entschiedenen Fällen sei die Klägerin kein weiteres Risiko (etwa
durch die Verbindung mit einem Währungsswap) eingegangen. Vielmehr bewirkte der Zinsswap
für die Klägerin hier wirtschaftlich nur eine Zinsfestschreibung bis zum Darlehensende. Mit der
Ablösung des Swaps habe die Klägerin lediglich die Aufwendungen in einer Summe vorgezogen,
die anderenfalls über die Restlaufzeit des Swap-Geschäfts entstanden wären. Schließlich habe
der Abschluss des Darlehensvertrags auch zum gewöhnlichen Geschäftsbetrieb der Klägerin
gehört, weil es für Betreiber von Windparks üblich sei, die Anschaffung ihres Anlagevermögens
durch Darlehen zu finanzieren.
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H I N W E I S

Bei der Grundform eines Zinssatz-Swaps verpflichten sich die Vertragsparteien in einem
festgelegten Zeitraum zu bestimmten Terminen Zahlungen von Beträgen in der gleichen
Währung zu leisten, die zu bestimmten, unterschiedlichen Zinssätzen auf einen nominellen
Kapitalbetrag berechnet werden.

Dieser Beitrag gibt den Stand zum Zeitpunkt der Ausgabe (Juni 2025) wieder und ersetzt keine individuelle Beratung.
Sprechen Sie uns an: +49 8122 228850 · renate.orthuber@stb-orthuber.de
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